Offener Brief

an die Vorstände der Gewerkschaften, Parteien, Sozial- und Umweltverbände und Kirchenleitungen in Deutschland

30-Stunden-Woche fordern!

Ohne Arbeitszeitverkürzung nie wieder Vollbeschäftigung!

Wir, die Unterzeichnenden dieses offenen Briefes, wenden uns an die RepräsentantInnen der Gewerkschaften, an alle demo​kra​tischen Parteien, die SpitzenvertreterInnen der Sozial- und Umwelt​verbände sowie die Kirchenvorstände in Deutschland mit der dringenden Bitte, dem Kampf gegen die Massen​arbeitslosigkeit höchste wirt​schaft​liche und politische,  soziale und humanitäre Priorität einzuräumen. Deutschland und die ganze Europäische Union befinden sich in einer schweren ökonomischen und sozialen Krise. Die Arbeitslosigkeit hat in Europa unerträgliche Größenordnungen erreicht. Besonders er​schreckend ist die Jugendarbeitslosigkeit, die in einzelnen Ländern über 50 Prozent hinausgeht. In Deutschland ist zwar die Zahl der Jobs in den letzten Jahren gestiegen, aber es sind überwiegend Kurz-Jobs, die als Lebensgrundlage nicht aus​reichen (sog. prekäre Be​schäfti​gungsverhältnisse). Die Bewälti​gung der Arbeitsmarktkrise erfordert die aktive Beteiligung aller demokratischen Kräfte im Land. Wirtschaftliche Macht und neoliberale Politik müssen daran gehin​dert werden, weiter​hin die Krisenlasten der lohn​abhängigen Bevöl​kerungs​mehr​heit, den Arbeitslosen und den sozial Schwachen auf​zu​bürden.  Notwendig ist eine faire Verteilung der Arbeit durch eine kollek​tive Arbeitszeitverkürzung. Lassen Sie uns dafür gemein​sam kämpfen! 

Seit Jahren findet eine sozial und ökonomisch kontra​produktive Umverteilung von den Arbeits- zu den Besitzeinkommen (Gewinn, Zins, Miete, Pacht) statt. Dadurch wurde die Binnennachfrage einge​schränkt und das über​schüssige Kapital – weg von der produ​zieren​den Realwirtschaft – in den Finanzsektor umgeleitet. Gewaltige Finanz​spekula​tionen und Finanzkrisen  waren die Folge.  Die Krisen​bewälti​gung darf nicht denen überlassen werden, die aus den Krisen hohe Gewinne gezogen haben und jetzt erneut versuchen, mit Scheinalternativen und einer Therapie an Symptomen aus​schließlich den Besitzstand der Vermögenden auf Kosten der großen Bevöl​kerungsmehrheit zu sichern. Fast vierzig Jahre neoli​beraler Kapitalis​mus sind genug. 

Dieser wirtschaftspolitische Irrweg hat nicht nur in Deutsch​land und Europa, sondern in der ganzen Welt zu unermess​lichem sozialem Elend geführt. Eine Wirtschaftspolitik, die blind auf weiteres Wachstum setzt, verschärft auch die Gefahren des Klimawandels und der Naturzerstörung,  sie hat die Spaltung innerhalb und zwischen den Gesellschaften vertieft, die Reichen noch reicher und die Armen ärmer gemacht. 

Die neoliberale Umverteilung wäre ohne die lange bestehende Massenarbeitslosigkeit nicht möglich gewesen. Weder in Deutschland noch in einem anderen Land.  Ein Überangebot an den Arbeits​märkten führt zu Lohnverfall. Deshalb sind die Profiteure und ihre politischen UnterstützerInnen mit aller Kraft bestrebt, von der Tat​sache der bestehenden Massen​arbeits​losigkeit abzulenken. Beson​ders vehement treten hierbei die Neoliberalen in Deutschland auf. Ihre Propaganda, es gebe in Deutschland fast wieder Vollbe​schäfti​gung, grenzt ange​sichts der Realität von Massenarbeits​losigkeit an Zynismus. Branchenspezifischer Fachkräfte​mangel, der künstlich aufge​bauscht wird, ließe sich rasch durch  bessere Vergütung und längerfristig durch bessere Fortbildung beseitigen. Auch die Behaup​tung der Neoliberalen, wir müssten wegen des demo​graphischen Wandels und der Sicherung von Renten länger arbeiten, entbehrt jeder wissenschaftlichen Grundlage. 

Richtig ist dagegen: In Deutschland sind gegenwärtig, wenn wir nur die nicht freiwilligen Teilzeit​beschäftigten und gering​fügig Beschäf​tig​ten mitrechnen, circa 6 Millionen Menschen arbeitslos oder unter​beschäftigt. Während viele Menschen  unter psychologischen Folgen der Arbeitslosigkeit in Form von Depressionen, Minderwertigkeits​gefühlen etc. leiden, müssen Beschäftigte in den Betrieben die Folgen von Mehrarbeit auf sich nehmen. Wie etliche wissenschaftliche Studien belegen, nehmen Stress, Burnout, psychosomatische und chronische Erkran​kungen dramatisch zu. Dieser Zustand ist einer modernen Gesellschaft im 21. Jahrhundert unwürdig. Das herrschen​de neoliberale Modell hat den Gewerkschaften unter Bedingungen der Massenarbeitslosigkeit viel von ihrer Gestal​tung​smacht geraubt und sie in die Defensive getrieben. Die Beschäftigten haben Angst, den eigenen Arbeitsplatz zu verlieren. Dadurch wird ein an Unterwürfigkeit grenzendes Verhalten der Beschäftigten und Arbeits​losen heraufbe​schwo​ren. Hierauf beruhen die Bereitschaft zu beträchtlichen Zuge​ständ​nissen (weniger Lohn, längere Arbeits​zeiten, steigende Arbeitsverdichtung, mehr Flexibilität etc.) und die weitere Schwächung der Gewerkschaften – nicht nur bei Tarif​ver​handlungen. Allein fast eine Million Geringverdiener schuften mittlerweile wöchentlich 50 Stunden und mehr, um überhaupt ein Ein​kommen zu erzielen, von dem man aber immer noch nicht leben kann. Immer mehr ArbeitnehmerInnen beziehen – trotz Arbeit – Hartz IV als sogenannte „Aufstocker“. Die, die heute schon nichts haben, werden zusätzlich in die Altersarmut geschickt. Ähnlich und noch schlimmer sind die Bedingungen in den meisten anderen Staaten der Europäischen Union.  

Die Massenarbeitslosigkeit ist die Ursache des ruinösen Wettbewerbs unter den Beschäftigten und fördert die Entstehung des Niedriglohnsektors und solcher diskriminie​ren​den Arbeitsformen wie Leiharbeit und Werkverträge ohne gewerkschaftliche Interessen​vertretung. Daher ist dringend eine Verknappung von Arbeit auf die 30-Stunden-Woche notwendig. Die durchschnittliche Arbeitszeit in Deutschland beträgt gegen​wärtig ohnehin schon ca. 30-Stunden je Woche, aber die Arbeit ist ungleich verteilt. Die Forderung  nach der 30-Stunden-Woche schließt dabei alle denkbaren Arbeitszeitformen (auch einen verlängerten Urlaub oder einen früheren Ausstieg aus dem Erwerbsleben oder Sabatticals, etc.) ein. Diese Forderung ist grundsätzlich für alle EU-Staaten aufzustellen. Denn überall liegt Massenarbeitslosigkeit vor, und sie nimmt in vielen EU-Staaten dramatisch zu.


Arbeitszeitverkürzung ist keine rein tarifpolitische Aufgabe mehr, sondern ein gesamtgesellschaftliches Projekt. Die faire Teilung der Arbeit trägt sowohl den Interessen der Beschäftig​ten, als auch der Arbeitslosen gleichermaßen Rechnung. Mit Hinblick auf ihre Wirkung, endlich die Vereinbarung zwischen Familie und Beruf möglich zu machen, ist sie auch ein wichtiger Schritt zur Gleich​stellung und eine sinnvolle familien​politische Maßnahme.


Der Verteilungsspielraum ist immer die Produktivitäts- plus Preis​steigerungsrate. Dabei ist Arbeitszeitverkürzung die einzige logische sowie historisch konsequente Antwort auf die jährlichen Produk​tivitäts​steigerungen, die oberhalb der realen Wachstums​raten der Wirt​schaft liegen und so zu einem Rück​gang des Arbeitsvolumens und ohne Arbeitszeitver​kürzung  zu Arbeitslosigkeit führen. Die Verkür​zung der Ar​beits​zeit ist nur bei vollem Lohn- und Personal​ausgleich möglich, sonst sinkt die Lohnquote noch weiter, dies zeigen gesamt​wirtschaftliche Berechnungen.
 Wir bitten daher insbeson​dere die Gewerk​schafts​spitzen in den Tarifverhandlungen, aber zugleich auch WissenschaftlerInnen, PolitikerInnen und Publi​zistInnen der Behauptung strikt entgegen zu treten, eine Arbeitszeit​ver​kürzung bei vollem Lohn- und Personalausgleich sei nicht möglich. 

Die „Initiative Arbeitszeitverkürzung“ kann nicht von den Be​schäftigten und ihren Betrieben auf der einzel​wirt​schaft​lichen Ebene ausgehen. Es bedarf hier zur Überwindung der betriebs​wirt​schaft​lichen Rationalitätsfalle einer überbetrieb​lichen Initiierung durch eine konzertierte DGB-Kampagne. Daher haben nach unserer Auf​fassung die Gewerkschafts​spitzen eine herausragende Verant​wor​tung zu erfüllen. Aber auch nur mit breiter Unterstützung aus Politik, Sozial- und Umweltverbänden sowie der Kirchen und der gesam​ten Zivilgesellschaft, kann letztlich das Ende der Massen​arbeits​losig​keit eingeleitet werden. 

Wir wissen um die schwierigen Bedingungen in den Betrieben, in denen die Beschäftigten sich gegen Arbeitszeitverlängerungen wehren, nachdem der Kampf um die 35-Stunden-Woche ins Stocken geraten ist, und wir wissen um viele Fälle, in denen Beschäftigte negative Erfahrungen sammeln mussten, weil bisherige Arbeitszeit​verkür​zungen ohne Einstellungen von Arbeitslosen oftmals mit steigendem Arbeitsdruck bezahlt werden mussten. Hier muss Aufklärungs​arbeit in den Betrieben im Rahmen einer betriebs​verfassungs​recht​lich er​zwingbaren Personalplanung geleistet werden. 

Denn: Nur eine kollektive Arbeitszeitverkürzung auf eine rechnerische gesamtwirtschaftliche 30-Stunden-Woche ist nach unserer Überzeugung einer der entscheidenden Schlüssel für die Perspektive einer Vollbe​schäfti​gung – wenn nicht sogar der Wichtigste. Wir erklären uns deshalb bereit, eine gesellschaftliche Kampagne dazu tatkräftig zu unterstützen und zu begleiten.
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